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Bauausschuss 24.10.2011  Kenntnis genommen 
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Ortschaftsrat Ebendorf 06.12.2011  Kenntnis genommen 
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13.12.2011  Kenntnis genommen 
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Gegenstand der Vorlage: 
ARGE- "Energie- und Umweltpark Mitteldeutschland"- Sachstandsbericht 
 
 
 
 
K e i n d o r f f  
 
 
 
Sachverhalt - ARGE-„Energie- und Umweltpark Mitteldeutschland“ 
 
Die Gemeinde Barleben, die IGZ GmbH, der Zweckverband TPO und die intelli GmbH haben 
am 18.12.2008 eine Vereinbarung zur Bildung der ARGE „Energie- und Umweltpark 
Mitteldeutschland“ geschlossen. Mit Beschluss vom 02.03.2009 (BV-0022/2009) stimmte der 
Gemeinderat dem Abschluss der Vereinbarung zur Bildung der Arbeitsgemeinschaft zu.  
 
Die Mitglieder der ARGE „E-U-Park Mitteldeutschland“ wirken in aufeinander abgestimmter 
und untereinander informativer, effektiver Zusammenarbeit auf die Erreichung ihrer Ziele und 
die Erfüllung ihrer Aufgaben hin. 
Die ARGE ist offen für den Beitritt weiterer Mitglieder, die ähnliche Ziele verfolgen. Die 
GETEC AG ist auf dieser Grundlage der Arbeitsgemeinschaft mit Vereinbarung vom 
18.12.2009 als Mitglied beigetreten. 



 
Ziele 
Die ARGE strebt die Schaffung der rechtlichen und materiellen Voraussetzungen für den 
Aufbau (Bildung) eines industriellen Kompetenzzentrums für innovative und nachhaltig 
erneuerbare Energie- und Umwelttechnik am Standort „Barleben, Niedere Börde, 
Wolmirstedt (Technologiepark Ostfalen)“, im Landesentwicklungsplan festgelegt als 
„Vorrangstandort für landesbedeutsame, große Industrieflächen außerhalb der Oberzentren“ 
mit folgenden wesentlichen Leitzielen an: 

• Umsetzung der Eckpunkte innovativer kommunaler Wirtschaftspolitik 
• Förderung des sinnvollen Einsatzes erneuerbarer und alternativer Energieressourcen und der 

rationellen nachhaltigen Energienutzung und –versorgung sowie deren kontinuierliche 
Anpassung an neuen Entwicklungen 

• kooperative Vernetzungen zielorientierter Vorhaben und Projekte 
• gemeinsame Schaffung und Nutzung von technischen, wissenschaftlichen, universitären und 

wirtschaftlichen Ressourcen, Anlagen und Einrichtungen der Region 
• Ansiedlung von Unternehmen mit zielentsprechenden Unternehmenszuschnitten 
• Schaffung von wirtschaftlich vorteilhaften Bedingungen für die standortgebundene und die 

darüber hinausgehende Energieversorgung 
• Nutzung öffentlicher Fördermöglichkeiten  
• Erhöhung des regionalen Wirtschaftswachstums 
• Umfassende Öffentlichkeitsarbeit 

 
Aufgaben 
Die ARGE soll die konzeptionelle Vorarbeit leisten, insbesondere für die: 

• Herstellung und Pflege von Kontakten zu öffentlichen und privaten Stellen, Einrichtungen, 
Initiativen und Unternehmen 

• Anstellung grundlegender marktorientierter Untersuchungen und Analysen und Erarbeitung 
von Grundlagenmaterial 

• Initiierung, Unterhaltung und zielführende Nutzung des Meinungs- und 
Erfahrungsaustausches zwischen den Mitgliedern der ARGE und interessierten Dritten 

• Erstellung von Vorschlägen und Empfehlungen für die Vorbereitung, Planung und 
Durchführung der zur Zielerreichung notwendigen und zweckmäßigen Maßnahmen 

• Leistung von Öffentlichkeitsarbeit 
 
Beratungen und Sachstand 
Bis Dato haben 10 Beratungen (in einem Zeitraum von 2 Jahren) stattgefunden. Aus diesen 
Beratungen resultiert folgendes Hauptziel:  
 
Als Hauptziel der ARGE E-U-Park wird die Steigerung der Energieeffizienz und die 
Ausweitung der erneuerbaren Energien in den Kommunen, so auch in der Gemeinde 
Barleben, verfolgt. Ziel ist es, die Vorgaben der Europäischen Union und der 
Bundesregierung, eine Minimierung des CO2- Ausstoßes bis 2020 um 40% bzw. 2050 um 
80-95%, zu erreichen. 
 
Rechtsgrundlage 
 
§§ 116 ff GO LSA 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
 

Kosten der Bearbeitung in EUR 
 

 
«90,00» 

 
 
 
 


